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Schematische Darstellung Windenergieanlage
ohne Maßstab

Verfahrensvermerke

Teil B: Textteil
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Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Marpingen hat in seiner Sitzung 
am __.__.____ die Änderung des Bebauungsplans 
"Windpark Metzelberg" im Ortsteil Berschweiler 
beschlossen (§ 2 Abs.1 BauGB). 
Der Aufstellungsbeschluss wurde am __.__._____ durch 
Veröffentlichung im amtlichen Bekanntmachungsblatt 
der Gemeinde Marpingen ortsüblich bekannt gemacht.

Marpingen, den

..........................................
Der Bürgermeister

Satzungsbeschluss

Die Bebauungsplan-Änderung "Windpark Metzelberg" 
wurde in der öffentlichen Sitzung am __.__.____ vom 
Rat der Gemeinde Marpingen Satzung beschlossen. 

Die Begründung wurde gebilligt. (§ 10 Abs. 1 BauGB)

Bekanntmachung

Der Beschluss des Bebauungsplans sowie die Stelle, bei 
der der Plan mit Begründung auf Dauer während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden 
kann und bei der über den Inhalt Auskunft zu erhalten 
ist, wurden am ___.___._____ im amtlichen Bekannt- 
machungsblatt der Gemeinde Marpingen ortsüblich 
öffentlich bekannt gemacht.

Die Bebauungsplan-Änderung "Windpark Metzelberg"  
ist damit in Kraft getreten.

Marpingen, den

.......................................
Der Bürgermeister

Ausfertigung

Die Satzung der Bebauungsplan-Änderung "Windpark 
Metzelberg"  wird hiermit ausgefertigt.

Marpingen, den

..........................................
Der Bürgermeister

Beteiligungsverfahren

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde vom 
__.__.____ bis __.__.____ durchgeführt (§ 3 Abs. 1 
BauGB).

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
__.__.____ frühzeitig von der Planung unterrichtet (§ 4 
Abs.1 BauGB).

Der Rat der Gemeinde Marpingen hat in seiner Sitzung 
am __.__.____ den Entwurf der 
Bebauungsplan-Änderung "Windpark Metzelberg" mit 
Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

Der Entwurf des Bebauungsplans hat mit der Begründung 
in der Zeit vom  __.__.____ bis einschließlich __.__.____ 
während der Dienststunden öffentlich ausgelegen (§ 3 
Abs. 2 BauGB). 

Ort und Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, wurden am __.__.____ durch Veröffentlichung im 
Amtlichen Bekanntmachungsblatt der Gemeinde 
Marpingen ortsüblich bekannt gemacht. Hierbei wurde 
darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen während der 
Auslegungsfrist abgegeben werden können und dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
unberücksichtigt bleiben können.

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
__.__.____ von der Auslegung benachrichtigt (§ 3 Abs. 2 
BauGB).

Der Rat der Gemeinde Marpingen hat in seiner 
öffentlichen Sitzung am __.__.____ die abgegebenen 
Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit 
und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange geprüft. 

Bebauungsplan-Änderung "Windpark Metzelberg" Gemeinde Marpingen

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO)

1.1 Sonstiges Sondergebiet - SO WEA - Zweckbestimmung Windenergie (§ 11 Abs. 2 BauNVO)
Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes wird gem. 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 11 BauNVO ein 
Sonstiges Sondergebiet  Gebiet für Anlagen, die der Nutzung von Windenergie dienen, festgesetzt.
siehe Planzeichnung

Zulässige Arten von baulichen Nutzungen gem. § 11 Abs. 1 und 2 BauNVO
1. max. 1 Anlagen für die Nutzung von Windenergie je Teilbereich an dem durch Baugrenzen 

gekennzeichneten Standorten,
2. eine Transformatorenstation je Anlage,
3. eine wasserdurchlässig befestigte Zuwegung von max. 6,5 m Breite je Anlage (in Kurvenbereichen darf die 

Zuwegung auch breiter ausgebildet werden),
4. ein wasserdurchlässig befestigter Kranstellplatz von max. 70,0 m x 60,0 m je Anlage,
5. zusätzlich erforderliche Böschungen zum Gefälleausgleich und temporär befestigte Lager- und 

Montageflächen
6. alle sonstigen für den Betrieb erforderliche Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO.
7. Landwirtschaftliche Nutzung (inklusive Feldwirtschaftswege)

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB und §§ 16 - 21 BauNVO)
siehe Nutzungsschablone

2.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. § 18 BauNVO)
Siehe Nutzungsschablone
Die Gesamthöhe der Windenergieanlage (Nabenhöhe + Rotorradius) wird auf max. 200 m festgesetzt.
Die Gesamthöhe der Anlage setzt sich wie folgt zusammen:
- Die maximal zulässige Nabenhöhe wird auf max. 135,0 m festgesetzt.
- Der maximale Rotorradius wird auf max. 90,0 m festgesetzt.
Als unterer Bezugspunkt gilt die jeweilige Oberkante des Anlagenfundaments.
Die Höhe der baulichen Anlage wird schematisch verdeutlicht (siehe Schemazeichnung).

2.2 Größe der Grundfläche der baulichen Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO i.V.m. § 19 BauNVO)
Siehe Nutzungsschablone
Die maximale zulässige Grundfläche (GR) beträgt für jeden Windenergieanlagen-Standort 5000 m². Darin 
enthalten sind auch die Flächen der für den Betrieb erforderlichen Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sowie 
dauerhafte Kranstellflächen und Zufahrten. 70% der jeweils festgesetzten zulässigen Grundfläche (GR) ist in 
wasserdurchlässiger Bauweise zu realisieren.

3. Bauweise (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB, § 19 Abs. 1 BauNVO)
siehe Nutzungsschablone
Im Sondergebiet wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Gem. § 22 Abs. 4 BauNVO und in Anwendung des § 7 
Abs. 8 LBO wird im SO die Tiefe der Abstandsfläche auf 0,25 H (Nebenhöhe + Rotorradius) festgesetzt.

4. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)
siehe Planzeichnung
Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO werden die überbaubaren Grundstücksflächen im vorliegenden Bebauungsplan durch die 
Festsetzung von Baugrenzen bestimmt, die dem Plan zu entnehmen sind.
Die Baugrenze kennzeichnet den Standort der Windenergieanlage und der zugehörigen Nebenanlagen.
Transformatorenstation und Kranstellplatz sind nur innerhalb der überbaubaren Fläche zulässig. Zuwegungen und 
sonstige Nebenanlagen sind außerhalb der überbaubaren Fläche zulässig.

5. Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs.1 Nr. 11 BauGB)
siehe Planzeichnung
Die vorhandenen Feldwege und landwirtschaftlichen Wege sowie ausgewiesene Wege zur Erschließung der 
landwirtschaftlichen Fläche werden gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
festgesetzt.
Die interne Erschließung auf privaten Flächen wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB als Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 
zugunsten des Betreibers der Windenergieanlagen sowie zugunsten der Anlieger und Pächter der angrenzenden 
Flächen festgesetzt. Innerhalb der gekennzeichneten Streifen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht ist die Anlage einer 
bis 4,50 m breiten Zuwegung zulässig. Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht wird über Grunddienstbarkeiten gesichert.

6. Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen (§ 9 Abs.1 Nr. 13 BauGB )
siehe Planzeichnung
Die das Planungsgebiet querenden Versorgungsleitungen
- 20-kV-Freileitung (E)
- Ferngasleitung (G)
- Wasserleitung (W)
werden gem. Planzeichnung festgesetzt.

7. Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (§ 9 Abs.1 Nr. 21 BauGB )
siehe Planzeichnung
Die Zugänglichkeit der Leitungen wird durch ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Versorgungsträger 
innerhalb der dargestellten Streifen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB sowie innerhalb der gem. § 9 Abs. 6 BauGB 
dargestellten Schutzabstände nach energierechtlichen Vorschriften gesichert.

Schutzabstand nach energierechtlichen Vorschriften
siehe Planzeichnung

Schutzstreifen der bzw. Schutzabstand zur 20-kV-Freileitung
Schutzstreifen der 20-kV-Freileitung mit einer Breite von 14 m (7 m beiderseits der Leitungsmitte) gemäß Planzeichnung.

Eine bauliche Nutzung des Leitungsstreifens ist nur im Rahmen der geltenden VDE-Bestimmungen zulässig und bedarf 
der Zustimmung der energisGmbH.

Weiterhin ist zwischen WKA-Achse (Mastmittelpunkt) und Leitungsachse ein Mindestabstand von 47,5 Metern (40,5m 
Rotor + 7m Schutzstreifen) einzuhalten. Bei Einhaltung dieses Schutzabstandes werden Schwingungsschutzmaßnahmen 
nicht erforderlich. Fundamente, Trafostationen und Kranstellplätze dürfen diesen Mindestabstand unterschreiten.

Schutzstreifen der Ferngasleitung
Schutzstreifen der Ferngas-Leitung mit einer Breite von 10 m (5 m beiderseits der Leitungsmitte) gemäß Planzeichnung.

Eine bauliche Nutzung des Leitungsstreifens ist nicht zulässig bzw. bedarf der Zustimmung des Leitungsbetreibers. Aus 
technischer Sicht sollen die Maststandorte der WEA einen Abstand von mindestens 25 m zur Ferngasleitung aufweisen.

Schutzstreifen der Wasserleitung
Schutzstreifen der Wasserleitung DN 125 AZ mit einer Breite von 4 m (2 m beiderseits der Leitungsmitte) gemäß 
Planzeichnung. Das DVGW-Merkblatt W 403 ist zu beachten. Innerhalb des Schutzstreifens sind bauliche Anlagen im 
Sinne von Hochbauten nicht zulässig. Es dürfen keine betriebsfremden Bauwerke errichtet werden. Der Schutzstreifen ist 
von Bewuchs, der die Instandhaltung der Leitung beeinträchtigt, freizuhalten. Das Lagern von Schüttgütern oder 
Baustoffen ist unzulässig. Geländeveränderungen sowie erforderliche Wegebaumaßnahmen sind mit dem 
Leitungsbetreiber abzustimmen.

Schutzabstand zur 110-kV-Freileitung
Zu der nordwestlich des Plangebietes verlaufenden 110-kV-Hochspannungsleitung ist mit den geplanten 
Windkraftanlagen ein ausreichend großer Schutzabstand einzuhalten. Die Bemessung des erforderlichen 
Schutzabstandes zwischen der Außenphase der Hochspannungsfreileitung und der nächstgelegenen Flügelspitze 
derWindkraftanlagen beläuft sich, entsprechend den zugrunde gelegten Empfehlungen der "Deutschen 
Elektrotechnischen Kommission" in DIN und VDE (DKE), auf:

- den einfachen Rotordurchmesser bei Einbau von Schwingungs-Schutzmaßnahmen oder
- den dreifachen Rotordurchmesser ohne Einbau von Schwingungs-Schutzmaßnahmen.

Schutzabstand Wald
Gem. § 14 Abs. 3 LWaldG ist bei der Errichtung von Gebäuden auf waldnahen Grundstücken ein Abstand von 30 m 
zwischen Waldgrenze und Außenwand des Gebäudes einzuhalten.

Hiervon kann die Forstbehörde Ausnahmen genehmigen, wenn der Eigentümer des zu bebauenden Grundstücks 
zugunsten des jeweiligen Eigentümers des von der Abstandsunterschreitung betroffenen Grundstücks eine 
Grunddienstbarkeit mit dem Inhalt bestellt, die forstwirtschaftliche Nutzung des von der Abstandsunterschreitung 
betroffenen Grundstücks einschließlich sämtlicher Einwirkungen durch Baumwurf zu dulden und insoweit auf 
Schadensersatzansprüche aus dem Eigentum zu verzichten und aufgrund der Standortgegebenheiten, insbesondere der 
Geländeausformung, der Waldstruktur sowie der Windexposition keine erhöhte Baumwurfgefahr besteht.

Nachrichtliche Übernahme
gem. § 9 Abs. 6 BauGB
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8. Flächen für die Landwirtschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB)
siehe Planzeichnung
Der größte Teil des Planungsgebietes wird als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt. Innerhalb der Fläche für die 
Landwirtschaft sind Feldwirtschaftswege zulässig.

9. Flächen für Wald (§ 9 Abs. 1 Nr. 18b BauGB)
siehe Planzeichnung
Fläche für Wald gemäß Planzeichnung. 

10. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
siehe Planzeichnung
M1: Die Zuwegungen von den geplanten Feldwirtschaftswegen zu den Windenergieanlagen sowie die 

erforderlichen Ausrundungen und Wendebereiche sind wasserdurchlässig zu befestigen und mit einem 
Schotterrasen zu befestigen

M2: Nach Abschluss der Bauarbeiten sind auf den temporären Eingriffsflächen die ursprünglichen Biotope (Acker) 
durch Einbau des ursprünglichen Oberbodens wiederherzustellen. .

11. Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

P1: Erhalt der Gehölzstrukturen
Auf den mit P1 gekennzeichneten Flächen sind die bestehenden Gehölze gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 
dauerhaft in ihrem Bestand zu erhalten. 
P2: Erhalt niedrigwüchsiger Hecken 
Auf den mit P2 gekennzeichneten Flächen entlang der bestehenden Feldwirtschaftswege ist der vorhandene 
Gehölzstreifen auf einer Breite von 5 Meter zu erhalten. Zu erhalten ist hier eine niedrigwüchsige, dichte 
Feldgehölzhecke, so dass ein regelmäßiger Rückschnitt erforderlich ist.

12. Zuordnung von Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich (§ 9 Abs. 1a BauGB)
Zum ökologischen Ausgleich werden außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes folgende Maßnahmen 
auf den u.g. Flächen durchgeführt. 

E1: Erhalt und Pflege einer Streuobstwiese
Die Streuobstwiesen auf der Fläche Gemarkung Berschweiler, Flur 8, Teil der Parzelle 53/1 (Flächengröße 8050 m²) 
sowie Gemarkung Marpingen, Flur 7, Teil der Parzelle 185/1 (Flächengröße rd. 2,3 ha) sind zu erhalten. Die 
Obstbäume sind regelmäßig zu pflegen. Die Unternutzung hat in Form einer extensiven Grünlandnutzung zu 
erfolgen. Die Fläche ist mindestens einmal, maximal zweimal pro Jahr zu mähen. Dabei darf die 1. Mahd nicht vor 
dem 15. Juni, die 2. Mahd nicht vor dem 15. September erfolgen. Das Mahdgut ist von der Fläche zu entfernen. Eine 
Düngung der Fläche ist nicht zulässig.

E2: Erhalt und Pflege einer Obstbaumreihe
Die Streuobstreihe auf der Fläche Gemarkung Berschweiler, Flur 6, Teil der Parzelle 85/1 ist zu erhalten. Die 
Obstbäume sind regelmäßig zu pflegen. Die Unternutzung hat in einem 10 m breiten Streifen in Form einer 
extensiven Grünlandnutzung zu erfolgen. Die Fläche ist mindestens einmal, maximal zweimal pro Jahr zu mähen. 
Dabei darf die erste Mahd nicht vor dem 15. Juni, die zweite Mahd nicht vor dem 15. September erfolgen. Das 
Mähgut ist von der Fläche zu entfernen. Eine Düngung der Fläche ist nicht zulässig. 

E3: Erhalt und Entwicklung von Feldgehölzhecken
Auf der Fläche Gemarkung Marpingen, Flur 8, Teil der Parzelle 530/1 ist entlang der bestehenden 
Feldwirtschaftswege auf einem 8 Meter breiten Streifen die bestehende Feldgehölzhecke zu erhalten und dort, wo 
fehlend anzulegen. Hierzu sind standortgerechte, einheimische Feldgehölze in einem Raster von max. 1,50 m x 
1,50 m zu pflanzen. Um zusätzliche Strukturen zu schaffen, ist alle 10 m ein Laubbaumhochstamm in die 
Gehölzpflanzungen zu integrieren. 

E4: Erhalt der Hecke nördlich des Geltungsbereichs
Die sich nördlich des Geltungsbereichs befindliche Hecke, welche die Hecke innerhalb des Geltungsbereichs 
fortführt, ist zu erhalten (Gemarkung Berschweiler, Flur 8, Teil der Parzelle 93/1).

A1: Überführung eines naturfernen Fichtenforstes in Laubmischwald
Auf Parzelle 20 in Flur 3 in der Gemarkung Alsweiler ist in einer Gesamtgröße von 12.000 m² ein Fichtenforst in 
einen standortgerechten Laubwald umzuwandeln. 

13. Räumlicher Geltungsbereich (§ 9 Abs.7 BauGB)

Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs der Bebauungsplanänderung sind der Planzeichnung zu 
entnehmen.

Gestalterische Festsetzungen - Örtliche Bauvorschriften
gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V. § 85 Abs. 4 LBO

Anstrich
Die Windenergieanlagen sind (mit Ausnahme behördlich festgesetzter Kennzeichnungsmaßnahmen) im oberen Teil mit 
lichtgrauen, matten und nicht spiegelnden Farben zu streichen.

Art der Anlagen
Beide Windenergieanlagen müssen von vergleichbarem Bautyp und gleichen Abmessungen sein.

Hinweise

Antransport der Anlagen
Die für den Antransport der Anlagen benötigten gemeindeeigenen öffentlichen Wege werden vor Beginn der 
Erschließung und nach Beendigung der Erschließung in ihrem Zustand erfasst. Durch den Antransport verursachte 
Schäden sind zu Lasten des Schadensverursachers zu beseitigen.

Luftfahrthindernisse / Luftverkehrsrecht
Bei Realisierung und Bau der Windkraftanlagen sind dem Ministerium für Inneres, Bauen und Sport rechtzeitig vor 
Baubeginn folgende Angaben mitzuteilen:

- Art des Hindernisses
- Standort mit geographischen Koordinaten in WGS 84
- Bauhöhe über Grund
- Gesamthöhe über NN
- ggf. Art der Kennzeichnung und
- Datum der geplanten Fertigstellung.

Weiterhin weist das Ministerium für Inneres und Sport darauf hin, dass bei Bauhöhen über 100 m über Grund eine 
Tages-/Nachtkennzeichnung der WKA zur Erhöhung der Flugsicherheit erforderlich ist.
Die Windenergieanlagen bedürfen aufgrund ihrer Höhe der Zustimmung der zuständigen Luftfahrtbehörde.

Munitionsgefahren
Im Planungsgebiet sind Munitionsgefahren nicht auszuschließen. Es wird daher empfohlen, bei konkreten 
Baumaßnahmen eine vorsorgliche Überprüfung auf Munitionsfunde durchzuführen.

Denkmalschutz
Aufgrund eines vermuteten vor- und frühgeschichtlichen Gräberfeldes im Plangebiet wurden im Bereich der geplanten 
Windenergieanlagenstandorten 2004 Sondierungsarbeiten durchgeführt. Dabei kamen keine Fundstücke zutage, die das 
Vorhandensein von Bodendenkmalen vermuten ließen, so dass seitens des Landesdenkmalamtes keine Bedenken gegen 
die Baumaßnahmen auf den vorab untersuchten Flächen bestehen. Sollten wider Erwarten bei den Baumaßnahmen 
dennoch Bodendenkmäler entdeckt werden, gelten die Anzeigepflicht und das befristete Veränderungsverbot bei 
Bodenfunden gem. § 16 SDschG ist zu beachten.

Externe Ausgleichsfläche im Gemeindegebiet Tholey
Zum ökologischen Ausgleich wurden 2004 auch zwei Flächen im Gemeindegebiet Tholey herangezogen:

- Parzelle 259 in Flur 5 der Gemarkung Sotzweiler:
Hier ist der Erhalt der bestehenden Gehölze und eine Ergänzung durch Neupflanzung einheimischer Gehölze 
vorgesehen.

- Teil der Parzelle 447/275 in Flur 5 der Gemarkung Sotzweiler:
Hier ist eine Streuobstreihe anzulegen und dauerhaft zu pflegen. Im Unterwuchs hat eine extensive 
Grünlandnutzung zu erfolgen.

UKW- und Fernsehempfang
Der Saarländische Rundfunk weist vorsorglich darauf hin, dass je nach Standort Windkraftanlagen den UKW- und 
Fernsehempfang in den umliegenden Gemeinden beeinträchtigen können.

Gehölzpflanzungen
Bei sämtlichen Pflanzmaßnahmen im Bereich der vorhandenen, unterirdischen Versorgungsleitungen ist das 
DVGW-Regelwerk GW 125 “Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen“ zu beachten. Pflanzungen 
innerhalb der Schutzstreifen der Leitungen sind im Vorfeld mit dem jeweiligen Versorgungsträger abzustimmen.

Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen
Zum Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen wird während der Bauarbeiten die DIN-Vorschrift 
18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ und unter analoger 
Beachtung der RAS-LP 4 beachtet.

Artenschutzmaßnahmen für Vögel und Fledermäuse
Unattraktive Gestaltung der Mastfußbereiche 
Zur Minderung des Kollisionsrisikos von Greifvögeln reicht im Offenland die Bewirtschaftung auf Ackerflächen 
möglichst nah an das Fundament des Mastfußes heran, um für Greifvögel attraktive Staudensäume mit hoher 
Kleinsäugerdichte in der direkten Umgebung des Mastfußes so klein wie möglich zu halten. Eine Mastfußbrache 
wird vermieden bzw. so weit wie möglich reduziert. Mahd oder Umbruch einer Mastfußbrache werden nur im 
Zeitraum zwischen November bis Ende Februar des Folgejahres durchgeführt und dies möglichst in einem 
mehrjährigen Pflegerhythmus.
Verringerung der Attraktivität der Flächen auf Standorten mit Windrädern 
Ablagerung wie u.a. Holz, Mist, Dung, Heu sollen im Rotorbereich zzgl. 50 m Puffer unterlassen werden, i
nsbesondere während der Aktivitätszeit von Greifvögeln, da hierdurch Kleinsäuger angezogen werden, sowie 
während der Aktivitätszeit von Fledermäusen, da durch die oben genannten Ablagerungen potenzielle Beutetiere 
wie Käfer oder Insekten angelockt werden. Zum Schutz der Fledermäuse ist des Weiteren auf die Neuanlage von 
Baumreihen oder Hecken im Rotorbereich zzgl. 50 m Puffer zu verzichten. Zum Schutz von Greifvögeln ist darüber 
hinaus auch die Schaffung von vertikalen Strukturen wie Zäune oder Hochsitz zu vermeiden (potenzielle Ansitzwarte 
ür Greifvögel). 
Abschaltung der Anlagen nach der Feldbearbeitung
Zur Minderung des Kollisionsrisikos für Greifvögel werden die Anlagen während und 2 Tage nach Bearbeitung der 
Flächen (im Zeitraum vom 1. März bis 31. Oktober) in dem von den Rotoren überstrichenen Bereichen einschließlich 
eines 50 m Puffers von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang abgeschaltet. Zu den für eine Abschaltung 
ausschlaggebenden Arten der Bearbeitung landwirtschaftlicher Flächen gehören gemäß Anlage 3 des 
abgeschlossenen Bewirtschaftungsvertrags insbesondere Pflügen, Grubbern, Einsaat, i.d.R. auch Ernte (Ausnahme 
Getreideernte s.u.) bzw. Mulchen, Mahd.
Keine Meldung an den Koordinator ist i.d.R. bei folgenden Arten der Bearbeitung notwendig: Düngen, 
Stroh-/Heuwenden, Ballen pressen/abfahren, Getreide ernten (sofern hohe Stoppeln verbleiben, die unattraktiv für 
Greifvögel sind).
Die Abschaltung der Anlagen erfolgt anlagenbezogen, auf telefonische Mitteilung des Flächennutzers, Anzahl und 
Dauer der Anlagenabschaltungen werden vom Betreiber dokumentiert. Soweit wie möglich wird die Ernte bzw. 
Mahd auf den Flächen mit WEA nicht früher als in der Umgebung begonnen.
Monitoring Fledermausfauna
An der geplante Anlage WEA 1 wird eine Höhenuntersuchung mit automatischen Erfassungsgeräten (Batcorder oder 
AnaBat) in Anlehnung an Brinkmann et al. 2011 durchgeführt. Dazu wird ein Gerät in Gondelhöhe installiert. Das 
Monitoring umfasst den kompletten Aktivitätszyklus der Fledermäuse im 1. und 2. Jahr der Inbetriebnahme (1. April 
bis 31. Oktober). Die Monitoringberichte sind der Genehmigungsbehörde vorzulegen. 
Temporäres Abschalten der Anlagen zum Fledermausschutz
Zur Verringerung des Kollisionsrisikos für die Fledermäuse werden die Anlagen in Anlehnung an den Vorschlag des 
Fachgutachters in der Zeit zwischen dem 1. April und 31. Oktober zwischen Sonnenuntergang und  aufgang bei 
Windgeschwindigkeit von < 6 m/s und Temperaturen von > 10 °C abgeschaltet. Im zweiten Betriebsjahr der Anlagen 
erfolgt evtl. eine Anpassung der Abschaltzeiten für den weiteren Betrieb entsprechend der Ergebnisse des 
Gondelmonitorings. Moderne Anlagen verfügen über Niederschlagssensoren, sodass als weiterer Parameter 
niederschlagsintensive  und für Fledermäuse ungeeignete - Nächte aus den Pauschalabschaltzeiten ausgeklammert 
werden.
Synchronisation der Positionslichter
Die Positionslichter werden automatisch synchronisiert, um die Kollisionsgefahr für Fledermäuse zu mindern.

Schutz des Bodens
Alle Bodenarbeiten werden nach DIN-Vorschrift 18916 (Landschaftsbauarbeiten), 18915 „Vegetationstechnik im 
Landschaftsbau  Bodenarbeiten“ (schonender Umgang mit Oberboden) sowie DIN 19731  Verwertung von 
Bodenmaterial durchgeführt. Weiterhin ist die DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung von 
Bauvorhaben" zu beachten.

Ökologische Baubegleitung
Die Bauarbeiten werden durch eine ökologische Baubegleitung überwacht. Diese hat auch die Aufgabe einer 
bodenkundlichen Baubegleitung gem. DIN 19639.

Rückbauverpflichtung
Für die Windenergieanlagen besteht eine Rückbauverpflichtung, d.h. die Anlagen inkl. komplettes Fundament sowie 
Zufahrten, Kranstellplätze und Leitungstrassen werden nach dauerhafter Aufgabe der zulässigen Nutzung vollständig 
gem. Auflagen in der BImSch-Genehmigung zurückgebaut und die Flächen rekultiviert.

Schutzgebiete
Außerhalb des Geltungsbereiches, jedoch innerhalb des Untersuchungsraumes (500m-Radien um die Anlagenstandorte) 
befinden sich die der Naturpark Saar-Hunsrück, das „Landschaftsschutzgebiet im Landkreis St. Wendel - in der Gemeinde 
Tholey“, das Naturschutzgebiet „Täler der Ill und ihrer Nebenbäche“ (NSG-104) und das Natura 2000-Gebiet 
„„Naturschutzgroßvorhaben Ill“ (6508-301).

ABSP-Fläche
Im Süden ragt eine Fläche des Arten- und Biotopschutzprogramms des Saarlandes (ABSP) in den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes hinein. Es handelt sich um den östlichen Teil der ABSP-Fläche 6508157 mit landesweiter Bedeutung.

Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB ; §§ 1-11 BauNVO )

Sonstige Sondergebiete,
hier: Für die Nutzung von Windenergie
(§ 11 BauNVO)  

SO
Wind

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO )

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Schutz, Pflege, Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

PflanzmaßnahmenP1 - P2

Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind
hier: Schutzabstand Waldabstand
          Schutzabstand nach energierechtlichen Vorschriften

Gesamthöhe der WEA (Nabenhöhe + Rotorradios)Höhe der WEA
= 200 m

Grundfläche für jeden SWEA StandortGF = 5.000,0 qm

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB ) 

Hochspannungsfreileitung

Verkehrsflächen, Verkehrsflächen besonderer Zweckbstimmung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

vorhande  Wege, landwirtschaftliche Wege und ausgewiesene Wege

a abweichende Bauweise

G - Ferngasleitung

W - Wasserleitung

Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonst. Bepflanzungen 

Landwirtschaft und Wald 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 und Abs. 6 
BauGB)

Wald

Fläche für Landwirtschaft

Mit Geh-, Fahr- und Letungsrechten zugunsten eines Erschließungsträgers 
oder eines beschränkten Personenkreises zu belastende Flächen

G

W

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege oder zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft M1 - M2

ErsatzmaßnahmeE4

Das Ergebnis wurde denjenigen, die Anregungen 
vorgebracht haben, mit Schreiben vom __.__.____ 
mitgeteilt (§ 4 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

Bund:

Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 
2986), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694).

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 26.04.2022 (BGBl. I S. 674) 
m.W.v. 30.04.2022.

Baunutzungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und 
die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 
- PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBl. I S. 1802).

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz WHG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. 
August 2021 (BGBl. I S. 3901).

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) Artikel 1 Gesetz 
vom 29. Juli 2009 BGBl. I S. 2542 (Nr. 51); zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.
August 2021 (BGBl. I S. 3908).

Gesetz zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 
(Bundes-Immissionsschutzgesetz BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901).

Gesetz zum Schutz vor schädlichen 
Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten. 
(Bundes-Bodenschutzgesetz BBodSchG) Artikel 1 des 
Gesetzes vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt 
geändert  durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 
2021 (BGBl. I S. 306).

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12. 
Juli 1999 (BGBl. I S. 1554), zuletzt geändert durch Artikel 
126 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328).

PlanSIG:Planungssicherstellungsgesetz vom 20. Mai 
2020 (BGBl. I S. 1041), das durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) geändert 
worden ist.

Land:

Saarländisches Landesplanungsgesetz (SLPG), Gesetz Nr. 
1731 vom 18. November 2010 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 2599), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. I S. 324).

Kommunalselbstverwaltungsgesetz (KSVG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 682), zuletzt geändert 
durch Fassung vom 09.12.2020, gültig ab 18.12.2020.

Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saarland 
(Saarländisches Naturschutzgesetz SNG), Artikel 1 des 
Gesetzes Nr. 1592 zur Neuordnung des Saarländischen 
Naturschutz- rechts vom 05. April 2006 (Amtsblatt des 
Saarlandes, S. 726), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 12. Mai 2021 (Amtsbl. I S. 1491).

Saarländisches Wassergesetz (SWG), in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juli 2004 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1994), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. I S. 324).

Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDSchG), Artikel 3 
des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes vom 13. Juni 2018 
(Amtsblatt des Saarlandes 2018 S. 358).

Landesbauordnung (LBO), Artikel 1 des Gesetzes Nr. 
1544 zur Neuordnung des Saarländischen Bauordnungs- 
und Bauberufsrechts vom 18. Februar 2004 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 822), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 04. Dezember 2019 (Amtsblatt I 2020 S. 
211,760).

Saarländisches Nachbarrechtsgesetz vom 28. Februar 
1973 (Amtsblatt des Saarlandes, S. 210), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 04. Dezember 2019 
(Amtsblatt I 2020 S. 211, 760).

Saarländisches Gesetz zur Ausführung des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (SBodSchG)- 
Saarländisches Bodenschutzgesetz vom 20. März 2002 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 990) zuletzt geändert durch 
Art.10 Abs.3 i.V.m. Art.14 des Gesetzes Nr.1632 zur 
Reform der saarländischen Verwaltungsstrukturen vom 
21. November 2007 (Amtsblatt des Saarlandes S.2393).
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